
zählung ın Italien habe ergeben, daß die iıtalienische Be- men sınd dessen einer Ostentatiıv laizistischen Lıste
völkerung 99,6%/0 katholısch se1l; die Christlich-demo- zugefallen.
kratische Parte1 habe aber D: 509/0 der Wiäahler auf sıch Überall 1n Italıen klagt INa  e mehr oder weniger über den
vereinen können: welches sind 1U  e die Katholiken, die 1m Rückgang der Priesterberufe. Selbst 1n Rom fehlt der
Schofße der Kirche snd? „Diejenigen, die die wählen? Priesternachwuchs: die Ptarreien nehmen und sind
Dann kann die Kirche nicht SAagCH, daß die übergrofße zudem in den Außenvierteln übermäfßig groß, doch
Mehrheıt des Volkes katholisch 1St der yehen die Ka der Priesternachwuchs nımmt 1b 1957 un den
tholıken über die Sammlung 1n der hınaus? Dann Neupriestern für dıe Diözese Rom DD wel gyebürtige
mufß 198028  - sıch fragen, W 1E diese ZUur Kirche stehen und ob Römer Uus einer Bevölkerung von ungefähr Miıllionen
S1Ee noch in ıhrem Schofße sind?“ Einwohnern (Bericht 1m „Bollettino del Clero Romano“,
Nun tÄä1lt Zewfs die Zugehörigkeit 7A UG Kirche un auch Juni Der Nachwuchsmangel ISt besonders orodß für
dıe echte Verbundenheıit mit ıhr nıcht MT der Zugehör1g- Miıttel- und Südıtalien. 1957 studierten 1 Seminar VO  -

keit JA Democrazıa Cristiana UuSammM«enN; aber often- Anagnı, das Dıözesen dient (die italienıschen Diözesen
kundıg 1St auch, da{ß C  - diesen 99,69/0 katholisch (Je- sind allerdings A sehr klein), Theologen und 55
tauften eine große Zahl die marxıstischen Linksparteien Phılosophen. Doch auch 1in den Großstädten Norditaliens
(Kommunisten und Linkssozialısten) oder die lıberalen 1St die Lage Aus Maiıland wırd berichtet, da{fß die
Parteıen, deren La1zısmus gegenwärtig stark VO  e} Anmeldungen tür das Semı1inar nach Abschlufß der Volks-
wıssen katholischen Gruppen angegriffen wiırd, gewählt schule ın den letzten 10 Jahren 25 0/9 zurückgegangen
haben sind. 1955 wurden 90 Neupriester für Maiıland geweıht,

1956 1LUT ıne Enquete, die der „Corriere della Sera  ADa die bürgerlichen und iıntellektuellen Kreıise Italiens
weitgehend iberal un antıklerikal gyesinnt sind, ISt be- 1m Aprıil 1955 durch seinen ausgezeichneten Miıtarbeıiter
kannt (vgl Herder-Korrespondenz Jhg., 248) ber Siılvıo egro durchführen 1e1% und die 1n relıg1ösen Zeıt-
11a  } iindet heute viele Anzeıchen dafür, da{fß die relıg1öse schrıften ein posıt1ves Echo fand, stellte test, da{fß die

Priesterberute 1ın Italien seit 1871 (dem GründungsjahrPraxıs auch 1n den bisher traditionsgebundenen Schichten
zurückgeht. „Orıentamentiı socCIalM das rgan des ka- des iıtalienıschen Staates) dıe Häilfte zurückgegangen
tholischen Instituts tür soz1ale Aktiıon iın Rom, hat urz- sind. In der gleichen elit habe sıch die Bevölkerung

Italıens verdoppelt. Allerdings sSe1 die Zahl der Ordens-ıch ine Enquete bei 190 „qualifizıerten Personen mM1t g-
sunder Erfahrung, dıe se1it Jangem autf dem Land leben“, priester VO  - 00OÖ aut 39 01010 angestiegen, die der Ordens-
durchgeführt; ıhr Ergebnis halt das Blatt tür repräsentativ schwestern VO  . 3() 000 auf 138 000 (Recht abweichende
für die ländlıche Bevölkerung Danz Italjens. Alle stimmen Zahlen über die Orden hat kürzlich der „Usservatore

della Domeni1ico“ nach Angaben des Italienischen Statıist1-darın übereın, da{fß die Religiosität auf dem Lande in allen
Teıilen Italiens 1ne tiefgehende Krise durchmacht. Dıe schen Amtes gvebracht; yab d gebe in Italıen 56 01010

relıg1öse Praxıs hat gegenüber der Vorkriegszeıit merk- Ordenspriester und 51 O00 Ordensschwestern: die Zahlen
SLAaAMMEN allerdings VO  e} der etzten Volkszählungıch abgenommen. Die Rundfrage ergab, dafß diejen1igen,

dıe der Kırche CFeU bleiben 1ne bessere Kenntnıis des Die detaıllierten Untersuchungen Negros haben als
Glaubens haben, dafß 1ber der Priester auf dem Land 1e] Ursache des Rückgangs der Weltpriesterberufe aufge-
orößere Kontaktschwierigkeiten habe als früher. 77970 der deckt. da{fß das Leben der Priester 1e] härter 1St als das
AÄAntworten sahen dıe sittlıchen Verhältnisse bei der Land- der Ordensleute und da{fß das moderne Leben ıhnen
jugend tfür sehr (nach (CWC News quice, schwıerıge Probleme un Anforderungen stellt Der Rück-
Z0:1058). ZaNS ISt 1n dem Südıtaliıen erhebliıch orößer als in
uch AaUuS studentischen Kreisen lıegen beunruhigende Norditalien. Dieser Rückgang der Priesterberute mıiıt
Nachrichten VOIL. Guido Sıron1 hat - SS 1n der ıhrem Opfercharakter steht zweıtellos 1m Zusammenhang
Halbmonatszeitung „Adesso“ ıne kleine Betrachtung mMIit der allgemeınen Abnahme des relıg1ösen Lebens, VO  [

über die Studentenschaftswahlen der Universität der Italien ebensowen1g verschont 1St W1e€e die anderen
Länder Europas Um schwier1iger wird das Problem der'Iurın angestellt: der „katholischen“ Liste sind dabei in

diesem Jahr 300 Stimmen verlorengegangen; diese Stim- Staatsrelıgion un das der katholischen Parte!].

Fragen des politischen, soz1ialen und wirtschaftlichen Lebens
Christentum un demokratischer die Inıtiatıve dazu VO  a der Leitung der Akademie AausSs-

Sozialismus War un die Eingeladenen ZUur Hilfte AUuUS dem
soz1alistischen ager kamen. Der Direktor der Akademıe,
Dr arl Forster, hatte dabei nıchts weniger 1m Auge, alsZu dem Münchener Gespräch die „Kirche“ 1Ns Gespräch MT der SPID) bringen, dabe!1

Dıie Tagung der „Katholischen Akademıie 1ın Bayerna 1ber doch ohl übersehen, da{ß auch en akademisches
die AIl 1: un Januar 1958 dem Thema „Chrıisten- Gespräch eiIn Politikum darstellen A und Aaus dieser

Siıcht manche Bedenken auslösen mußte. Diıesen Bedenkenu un demokratischer Sozialısmus“ valt, hat 1ın der
eutschen Presse sroße Aufmerksamkeıt gefun- 1St ohl VOT allem zuzuschreiben, daß VO Reterenten

den, VO publizistischen Standpunkt M1Lt vollem Protessor Dr Süsterhenn abgesehen, kein profilierter
Recht, weıl ıne akademische Disputatiıon 7zwischen pPTO- katholischer Politiker der CD  S der Tagung teilnahm
mınenten Katholiken und ebenso prominenten Sozialısten und auch die wenıgen Teilnehmer der GSU 1n der Diskus-

sıch und insbesondere deswegen Neues WafT, weıl S10N blieben. Nıcht anders verhielt sıch mıt



Vertretern der Kathoiischen Verbände. Dagegen War die eiıne laızıstische Orm des proletarıschen Liberalismus VeLr-
SPD außer durch iıhre Reterenten noch durch Persön- urteılt, und solange hier keine Klärung herbeigeführt
lichkeiten WI1e Eıchler, Hennig, Hoegner, Mellies, Menzel, sel, bleibe das Urteil des Papstes auch heute noch auf den
Metzger un Schellenberg vertreten, die fast alle ın die demokratischen Sozialismus anwendbar, WI1e Ja auch iın
Diskussion eingriffen. rüheren Zeıten der Soz1ialismus als 1ne Abart des Libe-
Von Anfang estand die Gefahr, dafß entweder die ralısmus behandelt worden sel. Gegenüber Bıschot Ruschs
Theorie un die Ideologie stark 1M Vordergrund stehen Kommentar zum „Sozijalhirtenbrief der österreichischen
würden, da{fß darüber die Dıfferenzen 1mM Konkreten Bischöfe“ (Innsbruck D, 13) betonte Gundlach,
kurz kämen, oder aber da{fß die konkreten polıtıschen dafß auch dıe britische Labour arty durch kein päpstliches
Streitfragen den Rahmen eines akademischen Gespräches Dekret VO  - der Verurteilung des Soz1alısmusD

würden. Dıe katholischen WwWI1eE die soz1alıstischen Inen sel1. Sıcherlich habe die Labour Party eın einheit-
Referenten entschlossen sıch, lieber das Rısıko auf ıches Weltbild und se1 vorwıegend pragmatisch eingestellt;
siıch nehmen. daher könnten englische Katholiken ylauben, 1n ihr m1S-

s1io0narısch wirken können, da sS1e ohnehin als kleineWAas hält der demokratische Soztizalısmus VonNn der Kirche® Minderheit keine eıgene Parte: bılden könnten. In
Professor Gustav Gundlach 5 ] betonte 1n seınem 1INZW1- Deutschland aber tühre dieses mıissionarısche Anlıegen des
schen 1n den „Stimmen der eıit  CC (Februar veröffent- Katholiken der Folgerung, die eıgene Position 1Inner-

I  cn stärken und auszubauen.lichten Reterat „Katholizısmus und Soz1ialısmus“, yleich
anfangs, da{ß ILan „demokratischen Sozialısmus“ oft Entscheidend ın der konkreten Sıtuation Deutschlands S21
NUr das ıne sehe, da{f sıch VOIN Marxı1ısmus velöst habe, seine Bedrohung durch die ommunistische Weltanschau-

uns, der 1m Westen die Unschlüssigkeit der Weltan-dafß INa  e} aber wen1g VO  } ıhm WISsse. „Was wırd
AUS dem ınd werden?“ Der neuzeiıtliche Liberalismus schauungsfreiheit“ gegenüberstehe. Die lıberal-ındivi-
habe sıch alle Wahrheit VO  e} Gott gelöst und ıne Ver- dualistische Wertfreiheit biete dem Menschen keinen

Schutz Der Mensch sucht alt 1im etzten Sınn des Le-hängnisvolle Kernspaltung vollzogen, deren Kettenreak-
t1on hıs heute tortwirkt. Dıiıe Frage, die InNnan daher bens, alt in einer polıtisch festgefügten Gesellschaft, 1n

den „demokratischen Soz1ialısmus“ stellen habe. sel, der Famılıe, in der Wıaıihrheit (Gottes. Darum können die
ob sıch VO Marx1ısmus lösen werde, da{fß auch Katholiken nıcht davon abgehen, auch 1m Politischen die
dessen Liberal-rationalistische Komponente aufg1ibt? Für relig1öse Orıientierung der Kultur 1n den Vordergrund
die Kirche se1 die solidarische Verbundenheit der Menschen stellen, nıcht Aaus Machtgıier, sondern AaUuUsSs Verantwortung
ine echte Rechtsbeziehung. Sıe habe durch gleichzeitige VOT dem, W as die Sıtuation uUunNnseTres Volkes verlangt. Die
Bejahung VO  3 Autorität und Freiheıit, durch ıhren Kampf entscheidende rage den demokratischen Soz1alısmus

die Omnıipotenz des Staates das Recht der Person s£e1 darum: „Wıllst Du eine relıg1Ös begründete Kultur,
und damıt die Rechtssicherheit verteidigt. Der Liberalis- oder wiıllst Du das nıcht?“
INUS dagegen habe die Verankerung der Rechtssicherheit Der geschichtliche Weg des freiheitlichen Sozialısmus1m Absoluten ZerstOrt und ihre Stelle die 1Ur ormale
Freiheit ZESCTZT. Professor Carlo Schmids Korreferat „Der ı1deologische
Weltanschauungsparteıien ceien notwendıg, denn ohne Standort des deutschen Soz1alısmus in der Gegenwart“
Weltanschauung gebe keine Zuordnung der Partejen versuchte einer Ontologie des demokratischen SO-
auf den Staat Die Parteıen tolgten notwendiıg einer Aut- z1alısmus eine historische Analyse geben. Der zentrale
Tassung über den Sınn des Menschen und der Gesellschaft geschıchtlıche Vorgang, der Z Verbreitung soz1ıalistischer
Freılich sS£e1 LToleranz nöt1ig, w en eın demokratischer Ideen geführt habe, se1 die Herausbildung des Industrie-
Staat möglıch sein solle VWenn aber der demokratische proletarıats SCWESCNH, jener „Klasse, die keine Klasse der
Soz1alismus SsCH des Prinzıps der Toleranz eine Weit- bürgerlichen Gesellschaf* 1St (Marx) und die Z Selbst-
anschauungspartel sSein wolle, stelle INa  ‘ die Dınge auf bewußtsein un damıt ZUTr „Institutionalisierung der
den Kopf und auch den Anspruch 1n Frage, eine. polıtische mpörung die Degradierung ZUur Sache gelangt“.

Der dialektische Materı1alısmus, der alle überliefertenParteı SeIN, denn ıne Parteı se1 zweckbezogen aut den
Staat und 1ne „weltanschauungsfreie Parteı“ darum Werte 1n rage stellt, der ine Sphäre aprlorischer Werte
schlechthin UNSINNIS. leugnet un damıt auch die Religion ZUT: Ideologie ab-
Von Gott her 1St die Kirche das Lebensprinzip der (Je- wertet, WAar reilich 1Ne begreifliche Reaktion auf die
sellschaft, un auch der polıtische Mensch wırd VO der trostlose Lage des Proletarıiats, VO'  ; dem Aaus gesehen fast
Kırche umfaßit, ohne da{fß damıt die Eigenständigkeit und alle kirchlichen Würdenträger auf der anderen Seite SLAan-

Eigengesetzlichkeit des Staates aufgehoben würde. Wer den: dabei sS£€1 auch das Naturrecht anders konkretisiert
worden als heute. Vom Marxısmus se1 heute reilıch nıchtdie gyöttlıche Ordnung anerkennt, MUu ımmer die Kiırche

mit dem Staat sehen, gleichgültig WI1IeEe das rechtliche Ver- viel übrıggeblieben. Die eschatologische Erwartung se1
hältnis beider jeweıils geformt 1St Dıe entscheidende abgestorben, das revolutionäre habe einem evolutionären
Frage, die INan den demokratischen Soz1alismus stellen Denken Platz gemacht, und auch die Ideologielehre be-
MUSSe, gelte nıcht seinem STEaAats- un sozialpolıtıischen schränke sich auf die Entlarvung LLUTE angeblıch ı deeller
Programm, sondern laute: „Was hält der demokratische un relıg1ıöser Postulate. ‘In der Staatsauffassung des frei-
Soz1ialismus VO  3 der Kirche?‘ Hıer genugt nıcht eine heitlichen Soz1ialısmus habe sıch schon frühzeıtıg eine
saubere Trennung des Weltlichen und des Sakralen: das Rückbesinnung auf Lassalle vollzogen, der dem Staat
ware vielmehr ıne Verkennung der notwendigen KO- Eigenwert und den Z weck der fortschreitenden Kultur-
ex1istenz. Wırd sıch der demokratische Soz1ialismus auch entwicklung, der Erziehung des Menschen Zur Freiheıt,
insofern VO  e} seiner liberalen Ahnenreihe lösen? Schon die zugesprochen habe. Aus dieser Sıcht heraus ekenne sich
Enzyklika Quadragesimo anno hat den Soz1alısmus als der freiheitliche Sozialısmus ZUr Demokratie als einem
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optimal Eindzuständ.' fiire 4Aufgäb.e sei ‚es, durch Ver- ordnung BA diesen Erwägungen heraus sei
ZUr Gründung der CR  = und GSb gekommen, wobe!l alsständigung MIt allen: Gliedern des Volkes die Befreiung

des Menschen Aaus der Objektsituation verwirklichen. Folge des gemeinsamen FErlebnisses des Kirchenkampfes
Der heutige Sozialısmus bejahe den elementaren rang eın alter Wunsch des Zentrums, nämlıch die Zusammen-

arbeit mit evangelıschen Christen, verwirklıiıcht wurde.des Menschen nach Religi0n. Er se1 sich der cQhristlichen
Tradıtion des Volkes bewußt un se1 darum bereit, den Das sei darum möglich zewesen; weil auch evangelısche
Kirchen alles geben, das Wort Gottes lauter un Christen wWwie erggraVv, Brunner und Gerstenmater das
eın verkünden können. Weıl 1ber 1ın unserem Staat Naturrecht bejahten, U: mindesten aber A4UusS einer christ-
Katholiken und Protestanten,; Christen und Nichtchristen lıchen Offenbarungsethik heraus E denselben praktischen
als gleichberechtigte Brüder 7zusammenleben mülßten, Folgerungen gelangten. Bei aller menschlichen Unvoll-

kommenheıt habe die CDU sıch seitdem redlich bemüht,könne eine politische Parte1 keine Weltanschauungsparte1 christliche Grundsätze z.11 verwirklichen, und die katho-se1ın, denn s1e könne keine Aussagen über letzte Wahr-
heiten machen un könne s1e auch als Parteı ıcht Ner- lıschen Wiähler hätten ıhr die Treue gehalten. Warum
kennen: Individuen könnten dies. Politische Parteien sollten s1e also diese, auf SCWad1;enefr }.oyalität bgruhende
sei1en keine Glaubens-, sondern Aktionsgemeinschaften, Haltung andern?
gebe keinen christlichen Staat, sondern NUur cQhristliche Die generelle Forderung, 1Ns Ghetto zurückzukehren,-habe
Kırchen. Wenn also die Zugehörigkeit ZUrTr SPD nıcht das bereits 1n der Weihnachtsbotschaft 1955 aps Pıus XIL
Bekenntnis einem ogma VO  j den etzten Dıngen 1n energisch zurückgewıesen. Andere Bedenken, die Dr
sıch schließe,; impliziere S1E doch die Anerkennung eines Arndt (vgl Christlicher Glaube un: politische Entsche1-
VO  a der Freiheit gepragten Menschenbildes. Die SPD dung, München 1757, Weltanschauungs-
wolle den Menschen nicht verstaatlichen un! vergesell- parteıen gveltend gyemacht habe, singen dahın, daß diese
schaften, sondern Staat un Gesellschaft vermenschlichen. die demokratischen Alternative und damit eine acht-
Darum kämpfe s1e die Gefährdung Freiheit kontrolle un Toleranz ausschlössen, denn die Weltan-

schauungsparte1 appelliere iıcht die politische ber-durch die Zusammenballung wirtschaftlicher Macht, die
sich im Politischen auswirke, und darum verlange s1ie die ZCUZUNS des Wählers, sondern seine „Verbundenheit
öffentliche Kontrolle der Wirtschaft durch die demokra- miıt einer Glaubensmacht“;: auch yehe.es nıcht. A} dıe Par-
tische Gesellschaft, nıcht durch Kartelle un anonyme teien ihrer Verbindung MIt einer Weltanschauung
Mächte VDer freiheitliche Soz1alismus wolle den Menschen 1n prinziıpiell Regierungsfähige und prinzipiell - Regie-

allen Fesseln der Vergangenheit befreien, die ıh rungsunfähige trennen.

der Selbstentfaltung hindern. Die SPD habe sich ehemals Dazu se1l Sasch, Süsterhenn, daß die Kirche
die demokratische Alternative keineswegs leugne, diesetfür materialistisch gehalten un damıt mißverstanden,

denn sS1e SC1 in Wiırklichkeit dAie mpörung des deutschen hänge 1ber nıcht VO  3 der Kırche, sondern VO  S den : Par-
tejen selbst ab und se1 ımmer dort vegeben, W: eine Parte1Idealısmus eine materialistisch gewordene Welt
keine naturrechtswidrıgen Tendenzen verfolge. Auch eine

Politik AU christlicher Staatsanuffassung PD-Regıierung repräsentlere die Autorıität des Staates,
un: auch ıhr gegenüber velte für den Katholiken das

Zum Thema „Politik AaUus cQristlicher Staatsauffassung“ vierte Gebot..Die tür alle Parteıien geltende Verpflichtungsprach sodann Professor Adaoltf Susterhenn. Der Sendungs- der 7Zusammenarbeit für das Gemeinwohl enthalte aber
auftrag Gottes den Menschen schliefße auch die Pflicht keine Beschränkung der Organisationsfreiheit. Das echt
ZUr aktiıven Gestaltung der Gesellschaft ein. Politik beziehe auf cAristliche Parteien lasse sıch darum mI1t dem Ethos
sıch auf den Bereich der natürlıchen Ordnung, autf Fa-
milie, Eıgentum, soz1ale Sıcherheıit, die örtlichen Gemeıin- der freiheitlichen Demokratie ohl vereinbaren. Vielleicht

werde der ideologische Entwicklungsprozeß innerhalb der
den und den Staat un sel infolgedessen durch das Natur-

SPD einem größeren Verständnis für Forderungen der
recht determinıert. Im übrigen habe schon die Enzykliıka
Quadragesimo ANNO betont, daß die soz1ale Zusammen- christlichen Ethik führen. Dıie gyeistige Grundhaltung einer

Parteı könne aber nıcht durch-Parteitagsbeschlüsse Zean-arbeit nıcht NUur aut der Gerechtigkeit, sondern auf der dert werden, S1E @1 geschichtlich gewachsen, und diese Ira-
Liebe eruhen musse. Da die Demokratie aut politischen
Parteien aufgebaut sel, hätten auch die Chrıisten VO dıition der SPD sSEe1 MmMatxXist1s epragt, WI1e U, Aa. dıe

relatıv große Zahl der Dissidenten ın den SPD-Fraktio-
S der Parteienbildung Gebrauch gemacht. Die TEe1-

nen beweilse. Mıt Recht habe der Bischof von Münster in
heit der Auswahl n politischen Parteien werde NUuUr

insofern beschränkt, als der Katholik keine Parte1 nter- sel1ner Rheinhausener Ansprache darauf hingewliesen, da{fß
die SPD naturrechtliche Forderungen W1€e die nach Aner-

stutzen dürfe, die 1n ıhrem Programm oder 1n ihrer Be- kennung des Elternrechts, der konfessionellen Lehrerbil-
tätigung naturrechts- der kirchenfeindlich @1, Zur Bıl-
dung christlicher Parteıen se1 me1st AUS$ Anlafß kirchen- dung, des relig1ösen Unterrichts in den Berufsschulen, ın

der Ehe- un Familienrechtsreform, in der rage des
politischer Konflikte dort gekommen, WO aggressive kır- Konkordats und 1n der Eigentumsfrage nıcht anerkenne.
chenfeindliche Tendenzen anderer Parteijen dazu WUN- Daher werde erst ine Jlangjährige Bewährung dem Katho-
SCH hätten. 1945 stellte siıch die Frage einer qQhristlichen
Parte1 aufs ME Dıie NEeu Situation WAarlt dadurch charak- liken den Beweıs für die Naturrechtsfrgundlid1keit der

terisiert, daß 1n einem Teil UuUNSCICS Vaterlandes sıch ine SPD erbringen müussen.  A
radikal antichristliche Weltanschauungsparteı formıert Lratische Lehre DON S tadadt ıst
atte. In dieser Auseinandersetzung mI1t dem Marxısmus Die soztaldemo

fragmentarischblieb die Rolle der SPD unklar, ina  z} durfte aber davon
ausgehen, dafß be] einer großen Zahl VO  e Mitgliedern der Adolf Arndt verneıinte Begınn se1nes Referates „Soz1a-
SPD 1ne christentumsfeindliche Tradition nachwirke un: listische Staatspolitik heute“, da überhaupt ıne

keiné Sy{pp3thie für eine_ chri'stlich verstandene _Sozial— sozialdemokra_tische Staatslehre gebgn könne. Immerhin
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@1 dıe rage berechtigt, welches die typische Haltung der Ziele ıhrer Sendung --herauszuarbeiten. Dabei steht die
SPD ZU Staate sel Dies könne ıcht unmittelbar AUS Sorge Schutz un Ehrfurcht VOrTr dem Wesen und der
theoretischer Erkenntnis, sondern aus der Praxıs Würde des Menschen un die Entfaltung SeCe1INECT DPersön-
erschlossen werden Das bedeute nicht, dafß diese Haltung iıchkeit 1ı Vordergrund. Beginnend MI dem Schutz des
pragmatisch und opportunistisch &A S1IC se1 aber OoLWwWen- Ungeborenen, habe hier der Staat unabdiıngbare Pflichten.
dig fragmentariısch iıne Parteı könne iıcht W1E6 die Die Liebe zum Kınd wächst AUS dem übernatürlichen e
Kırche die Demokratie theologisch oder naturrechtlich ben und begründet das echt des Kıiındes auf He christ-
begründen, ohl aber SIC als Prinzıp iıhres Handelns — iche Erziehung, das Vollmacht des Kiındes VO  — den
nehmen. VWıe schon der Name SagZC, edeute demokrati- Eltern ausgeübt wird und VO  3 keiner totalıtären acht
scher Soz1ialismus iNe Verbindung des soz1alen un des aufgehoben werden annn TSEt recht dart der demokra-
demokratischen Gedankens. Demokratie SC1 aber nıcht tische Staat sıch nıcht des Kindes Verletzung des
LUr C1inNn Instrument ZUur Erreichung des Soz1ialismus un Elternrechts bemächtigen u. W1e ehemals Staatsdıener
darum lehne der demokratische Sozialismus die Diktatur un Soldaten, Produktionsfaktoren züchten Schutz
des Proletariats 1b Der soz1ale Gedanke dagegen schließe der Famiulıie und der Unantastbarkeit der Ehe als der
die Demokratisierung der Wirtschaft als Forderung C1in Grundfesten jeder Gesellschaft 1ST 61in welteres unabding-
un bedeute die Anwendung des unıversellen Partner- bares Element aller christlichen Kulturpolitik Zur Kul-
schaftsprinz1ıps der Demokratie auf den Bereich der Wiırt- turpolitik vehöre auch C1MN richtiges Verständnis VO:
chaft Auch für die Sozialisten se1 der Staat 116 Wert- Wesen des Staates, der weder C1InNn bloßer Zweckverband
ordnung In diıesem Sınn die demokratische Abstim- SC1 noch erhaben über alles Recht Christliche Kultur-
MUuNgS die Einigkeit über unabstiımmbare VWerte und dıie polıtik verlange 1Ne klare Absteckung der Grenzen, Ziele
Unbedingtheit dieser unabstimmbaren Werte OTIraus und Aufgaben des Staates, dessen Vielzahl VO  e Aufgaben
Das von Protessor Süsterhenn beschworene SEMMCINSAM nal}  e} über den Kampft SCRCH die Omni1potenz un Omn1-
Erlebnis der nationalsozialistischen Verfolgung habe sich volenz des Staates nıcht VELSCSSCH dürfe Da INa  =) die
nıcht aut die Kontessionen beschränkt. VWenn darum Kurt Kınder auch der übernatürlichen Hınordnung des Men-
Schumacher 1945 erklärt habe, dafß die Parteı vegenüber schen entsprechend erziehen INUSSC, habe der das Schul-
jeder Kırche neutral sCe+HmMn U:  9 bedeute diese Neutra- monopol beanspruchende Staat auch die Pflicht, dem
tat nıcht Gleichgültigkeit, sondern. wertgebundene 10- Elternrecht auf ÜE Kontessionsschule vollem aße
leranz aus Respekt VOL der menschlichen Persönlichkeit. undnıcht 1LUFr durch Einrichtung Religionsunterrich-
ıne politische Parte1 Sr aber auf die Wirklichkeit 1nNes tes Genüge Iiun Aut derselben Überlegung beruht das
rel1g1Ös geteilten Volkes bezogen, und darum könne die echt auf 1in€ konfessionelle Lehrerbildung Der Beruftf
Auffassung der SPD VO Staate sıch ıcht die These des Lehrers enthalte 1NC übernatürliche Sendung, und der
christlichen Staates SsCnh machen Sicherlich poli- Lehrer rahıg SC1IMN, diesem seinem kulturellen Auf-
tische Entscheidungen auch sıttliche Entscheidun- trag entsprechen.
SCH Wenn INa  > das Weltanschauung ennen wolle, se1 die Christliche Kulturpolitik 7z1ele nıcht auf Kultur-
SPD vewiß Ü1NEC Weltanschauungspartei, denn S16 sEe1 keıine polizeistaat. Dıiıe Defensive gyegenüber dem Mißbrauch der
wertftreie Parteı, und SI6 denke auch nıcht 1NEN wWwert- Freiheit gehöre freilich auch den Zielen christlicher
freien Staat. Man Gundlach daher ohl VeOI - Kulturpolitik Das Grundrecht der Pressefreiheit SC1 kein
stehen,. daß die Weltanschauungspartei A4US der totalen Freibrief für pseudoethisch MOLLVILIErTEe Profitgier Wenn
Bındung des Menschen eın geschlossenes Weltbild CL- christliche Kulturpolitik auch die Gefährdung der Wert-
wachse, das sCcCc1InNn aNzZCS Leben beherrsche ber WEeEeNN iInNna  } bezogenheit des Menschen durch Ausnutzung seINer Labi-
das wolle, sEe1 auch die Zusammenarbeit V  3 Katholiken lıtät berücksichtigen u  9 sSCcC1 das nıcht klerikales
und Protestanten Parte1ı problematisch denn eNt- Gouvernantentum, sondern yehe iıhr dabej Erhal-

der Behauptung VO  3 Süsterhenn gebe keinen tung der Substanz des Menschseins Sınn aller christlichen
evangelischen Theologen, der das Naturrecht un Sar das Kulturpolitik se1 CS, die „Atmosphäre des Lebens IN1T
thomistisch verstandene Naturrecht anerkenne. Przy- christlicher Substanz erfüllen“ ) un dieses Ziel VeETI-
Warı S] habe einmal die eutsche Demokratie VOT die binde sıch weıterhin mMI dem Gedanken der Humanıtas.
Alternative gestellt, „ob S16 Wettbewerb sachlich polıtı- lle echte Kulturförderung 1ST Teıl des Gottesdienstes, und
scher Rıchtungen SC} wolle oder CIn Konzıil wetteifern- diese Haltung annn auch durch die vollkommenste TLech-
der Weltanschauungen die SPD habe sich tfür das nık nıcht ErSetzZt werden. hne die Liebe, die mindestens
entschieden S1e könne sıch darum nıcht als christliche um Teıl AUS relig1ösen Quellen ENTISPCINZT, „bleibt auch
Parteı, wohl aber als wertgebundene Parteı verstehen, der soziale Rechtsstaat ödes und kaltes Dıing“ Weil
bereit die Offentlichkeitsaufgabe der Kirchen achten die cQhristliche Liebe für den Staat notwendig SEil könne
und schützen. die Kirche VO Staat über alle Vertrage hınaus die FOör-

Christliche Kulturpolitik derung christlicher Kulturpolitik verlangen, denn 9  CI
die Kirche ı die Sakristei Sperrt, netert das Rathaus demDer Dillınger Hiıstoriker, Protessor GOötz Freiherr VO  S
P5öbel A  “Pölnitz, stellte den Anfang SC111C5 Referates über „ We-

SCH, Aufgaben un Wege cQhristlicher Kulturpolitik“ uNe Forderungen der Sozialdemokratie die Kulturpolitikausführliche un geistvolle Übersicht über die Geschichte
der staatlıchen Kulturpolitik, die bereits ı der Wende VOIN In Korreferat „Kulturpolitik als Staatspolitik“
14 ZU 19 Jahrhundert, zunächst auf regionaler und kom- Z1INS Waldemar DV“O  S Knoeringen VO  3 der Forderung Aaus,
munaler Basıs eiNSETZTE, annn Spater ZUFT. natiıonalen da{ß die Kultüurpolitik heute FT Gesamtpolitik werden

INUSSC, Das Problem der Demokratie bestehe darın, dieKulturpolitik werden. Da aber keın Staat und keine
Parten die Kıirche A4U5 ıhrer wesensmäligen Verantwortung notwendige Einheit un die pluralistische Vielheit M1£-

tür die Kultur entlassen kann, gyelte CS, die konkreten einander vereinbaren. Darum könne sıch der Staat
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auch nıcht darauf besd1ränken, die Glaubensgemeinschaf- AA das Leitbild jenes Menschen,; dem seine lau-
ten einfach gewähren Jassen, musse vielmehr den benslehre VO positiven echt unabhängige sıttliıche Auf-
Freiheitsraum des Individuums schützen und datür SOI- gyaben stellt und Pflichten auferlegt. Auch die Sozialisten
SCI, daß LU das Mittel der Überzeugung angewendet bejahten solche überpositiven Bindungen un Pflichten,
werde. Da die Sphäre der allgemeinverbindlıchen VWerte und diese gemeinsame Ablehnung des Rechtspositivismus
(z Freiheıit, Priıvateigentum, Schulpflicht) weıt hinein un des ethuschen Relatıyismus stelle einen festen Boden
in den Bereich der Kultur LASC, gebe C keinen Punkt, WO gemeiınsamer Gesinnungen dar Wenn die SPD-für sıch
dıe Grenze zwiıschen der Kulturpolitik des Staates un die Bezeichnung „Weltanschauungspartei“ ablehne,
den pluralistischen Kräften der Gesellschaft SCNAU abge- wolle S1e damıt 1Ur ASCH, da{ß s1e ıcht den anzen Men-
SreNZL werden könne. Aufgabe des Staates se1 jeden- schen tür sich 1n Anspruch nehmen wolle, S16 verstehe sıch
falls verhindern, da{fß die Differenzierung der Gesell- 1aber als Gesinnungspartel. Was Ziel der Gesellschaft sel,
schaft ihrer Aufspaltung führe. Die Glaubensspaltung könne die Wirtschaftswissenschaft nıcht SAaSCNH. Der 5  OmO
dürte ıcht Z Lebensspaltung werden. Erträgliche OEeconNOM1CUS“ 1St darum schon eın Jlogisch iıcht möglıch,
Kompromıisse, die dem Staat das veben, nötıg sel1 un: ebensowen1g W16e ein „rein wirtschaftlicher“ Standpunkt.
der Gesellschaft sovıel] Freiheit WwWI1€e möglıch, können und Auch in dieser rage stünden katholische Kıiırche un: SO-
mussen gefunden werden. Die Sozialisten se1en überzeugt, 7z1alısmus 1n vemeinsamer Abwehr.
da die bisherigen gesellschaftlichen Anstrengungen, Au ıne schablonisierte Gesellschaft, eın „kommandierender
dem Rechtsstaat einen Kulturstaat machen, uUuNzZzUu- Kasernen-Sozialismus“ s£e€1 eın sozıalistisches Ideal ıne
reichen.d WCS sejen. Das freıe Spiel der wirtschaftlichen sroße Mannigfaltigkeit der Produktionsformen habe
Kräfte unterwertfe dıe Kultur dem Machtanspruch des schon der Parteitag 1n Hannover (1945) gefordert, denn
Materiellen. 1Iem SsSteuern sel kein Eıingriftf 1n die kul- diese Vieltalt 1St die Bürgschaft der Freiheit. Diese Tel-
turelle Freiheıit, sondern ıhr Schutz heit werde aber durch außerstaatliche Mächte bedroht,
Heute herrsche demokratischen Soz1alısten weder der Erwerbswille werde Z Herrschwillen, der 1n die
die nalve Fortschrittsgläubigkeit noch der Glaube dıie Politik eingreife un mIt gewaltigen Geldmitteln
Allmacht der Naturwissenschaft und der Produktivitäts- „psychıisch manıpulierte Freiheitsberaubung durch Kon-
steigerung. Der demokratische Sozjalismus steht und fällt formierung“ betreibe. In diese undemokratische eben-
miıt den sittlıchen Grundsätzen der Demokratie. Er stehe regıierung musse der Staat eingreıifen, die Freiheit
nıcht NULr 1im Kampf den kommunistischen ater12- garantıeren. Wer herrscht, musse dienen, und daher for-
lısmus, sondern auch den materıjal!istischen Ego1s- derten die Sozialisten die Überführung der Grundstoft-
111US. Hıer begegne siıch der demokratische Soz1ialismus mi1ıt industrien 1n Gemeine1igentum, wenıger Aaus wirtschafts-
der Sozijallehre der Kırche, denn viele naturrechtlich be- polıtischen a'ls A4US verfassungspolıtischen Gründen. Im
gyründete Forderungen stimmten mıt den ethischen Postu- übrigen werde ıne allgemeine Sozlialisierung nıcht an ZC-
laten der Demokratie durchaus überein. Im demokrati- strebt. Den Sınn alles Wıirtschaftens erblicke die SPD nıcht
schen Staat mußten gemeinsame Kulturgüter auch SC- 1im Maxımum des Sozialproduktes, sondern ın einem
meınsam vermittelt werden, selbstverständlich kulturell bestimmten und abgegrenzten Optimum. Die
Wahrung des echts der Glaubensgemeinschaften auf Er- Marktwirtschaft garantıere keinen Automatısmus der Ord-
teilung des Religionsunterrichts. Daher gebe die Soz1jal- Nung. Jede Wıirtschaft werde voluntarıstisch gelenkt, und
demokratie der Gemeinschaftsschule den Vorzug. ber die rage stelle sıch darum, wer S1Ee lenkt un: in welchem
nıemand dürfe 1N seinem Gewissen vergewaltigt werden, Geiste. uch 1NSsSOWEIt se1len sıch Soz1alismus un katho-

lısche Kırche näher als Soz1alismus und Liberalismus. Dıedarum vebe 65 Möglıchkeiten der Verständigung un:
Kompromißlösungen einschließlich des echts auftf Errich- heutige Verteilung des Sozialproduktes gelte allgemeın
Lung VO  o Konfessionsschulen. Freilich würden VO Staat als ungerecht, denn die heutige Wiırtschaft beruhe
unterhaltene Konfessionsschulen dem Wesen des emokra- auf Teamarbeıt, un keinem einzelnen Menschen könne
tischen Staates nıcht gerecht. Hıer se1l eın Ansatz, das daher der wirtschaftliche Erfolg alleıin zugerechnet we[_r-

Gespräch weiterzuführen un Zu vertieten. Die N den Mechanıiıstische Parıtätspostulate sej1en ungerecht, AUS-

Welt stehe mıtten in eiıner großen technischen Umwälzung, gleichende Eingriffe 1ın die Verteilung jedoch nötig, wobei
die den Menschen VO  3 ınnen her bedrohe. Die Entsche1- das Problem des Investivlohns nıcht 1LLUT!r als Problem des
dung 7zwischen dem Kommunismus un der westliıchen Kapitalmarktes, sondern auch der Verteilungspolitik —

Welt fällt 1m moralıschen un geistigen Bereich. Das Pro- zusehen sel. Die personelle: Vermögensbildung der Ver-
blem esteht darın, dıe sachlichen Erfordernisse der mögenslosen se1 auch eine Forderung der SI  S Die Ord-
nık mi1t der Ereiheit des Menschen verbinden. Die Nungs der Industriegesellschaft autf Grund der Teilung der
Ausbildung der sittlichen Persönlichkeit wird ZUT: ent- Arbeitgeber und Arbeitnehmer se1 nıcht naturgegeben.
scheidenden politischen Aufgabe: politische Bıldung E1 Gesellschaftsrechtliche Formen des Zusammenwirkens 1ä-
darum keine bloße Staatsbürgerkunde. SCH vıiel näher. Datür die psychologischen Auseinander-

SETZUNSCNH schaften se1 aber nıcht W 1ne soz1ial-
Sozzalpolıtische Ziıele des Sozıalısmus pädagogische, sondern auch ıne sozialorganisatorische

Aufgabe. Hıer sSe1 noch manches nıcht ausdiskutiert. DieAls letztes Rednerpaar VOL nem bereıits stark gelichte-
ten orum behandelten Protessor Weisser, Vorsitzender Soz1ialısten traten für eine wohlabgewogene Kooperatıon
der Programmkommissıon der SPD, IC sozi1alpolıtı- VO  e Söffentlicher und frejer Wohlfahrtspflege 1m Interesse
schen Ziele des Sozialısmus“ un: Oswald VO  S Nell-Breu- der Fürsorgebedürftigen ein (ein Punkt der 1ın der Dıs-
nıng 5 ] TE politische Verwirklichung der qQhristlichen kussıon eine eingehende Durchleuchtung VO  3 katholischer
Sozijallehre“. Seıite verdient hätte W 4S leider ıcht geschah). Dıe
U Das Wort „Weltanschauung“ 1St nach Weisser eın höchst Möglichkeit eines verständnisvollen Zusammenwirkens

VO:'  n} Kirche un Sozialisten sel n1ıe Zzut W1e Jjetzt DEWCSCH.unzweckmäßiges Sprachsymbol. Gundlach verstehe
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Die politische Verwirklichung der christlichen Soziallehre Kampf eine Vertestigung der Klassengesellschaft,
die Staatsomn1ipotenz oder die EntfesselungVO  3 Nell-Breunings Reterat „Die polıtische Verwirk- des unorganischen Pluralismus nıcht AUs.lıchung der christlichen Soziallehre“ (inzwischen ebenfalls

in den „Stimmen der Zeit“, Februar 1958, veröffenlicht),
stellte Eıngang einige Irrtümer über die christ- Ungelöste Fragen

Gegenüber den Referaten brachte die Diskussion keineiche Soziallehre richtig. Sıe sel keıin monolithischer
Block innerhalb der katholischen Soziallehre vebe wesentliıchen Gesichtspunkte, nıcht zuletzt deshalb,
zahlreiche Meıinungsverschiedenheiten 1n theoretischer weıl der natürliche Gesprächspartner der soz1alıstischen
Beziehung Z über den Begrıff des „bonum COIN- Polıitiker tehlte oder sıch nıcht Wort meldete. Daß
mune” W1€e auch 1n praktischer, W1e sıch be] der eur- diese dann allerdings nıcht friedfertig verlaufen Ware,
teiılung des Kındergeldes und der Rentenretorm gezeigt zeigte der eINZIZE Zwischenfall autf der Tagung: Protes-
habe. Das zeıge sıch AUCN bei der Lehre VO FEı- SOT Süsterhenn wurde durch stürmische soz1alıstische

Zwischenrufe unterbrochen, als CT, die R heinhausener RedegeNLUM, wobel Einigkeit darüber bestehe, da 1U recht-
mäßıg erworbenes Eıgentum Schutz verdiene. Die e Bischof Kellers zıtıerend, die Naturrechtsfeindlichkeit der
genwärtige Verteilung des Eigentums se1l nırgends schär- SPD Aaus ıhrer Stellungnahme konkreten Sachfragen
ter verurteilt als 1n Quadragesimo ANNO, ber se1 nıcht tolgerte. Immer wieder wıesen soz1alistische Diskussions-

teilnehmer darauf hın, da{ß eLtwa2 ın Schleswig-Holsteinentschieden, ob Eınzeleigentum etwa eine „Verlängerung
der DPerson in dıe Sachenwelt“ oder ob DUU Mıttel 1m oder 1n Hessen die CDU keineswegs tür die Bekenntnis-
Dienste aller Menschen se1. Das sejen keine Spitzfindig- schule eintrete, während die SPD z. B bein der Abstim-
keıten, sondern verschiedene Haltungen miıt praktischen Mung über die Schulartikel der Verfassung VO  3 ord-
Konsequenzen. Trotzdem gebe eiIn unverzıchtbares ( e- rhein-Westftalen Freiheit gewährt und 1n Bayern für dıe
meıngut aller Rıichtungen der katholischen Sozuallehre, Autfnahme des Konkordats 1n die bayerische Verfassung
celbst diese Minimalforderungen stünden 1n t1efem Ge- gestimmt habe Die SPD habe auch den Widerstand

VO  e Interessentenverbänden den Religionsunterricht inSENSALZ ZUrTr herrtschenden öftentlıchen einung. Gemeın-
SA se1 B dıe Ablehnung des staatlichen Monopols aut den hessischen Berutsschulen eingeführt (Hennig) 1el-
Rechtserzeugung un Rechtszwang, kontrovers dagegen tach auch, D 1n der rage des Kıindergeldes, habe INan

die rage des Widerstandsrechts und des Föderalismus. sıch 1n der CDU/CSU auf das Subsidiarıtätsprinzip be-
rufen, obwohl nach den Ausführungen VO  - VO  3 ell-ber die Wirtschaft stehe fest, daß S1e nıcht außerhalb des

Sıttengesetzes stehen dürte und da{fß ihr Vollzug die Men- Breuning die Spannweıte dieses Begriffes 2a2um die AD-
schenwürde auch aller Bedürftigen wahren musse. Dıie lehnung eines staatlıchen Kindergeldes für jedes, auch das
katholische Soziallehre lehnt das Lohnverhältnis nıcht Kıind, rechtfertigen dürfte (Schellenberg). Be1 ande-
sıch 1b ber die Lohngerechtigkeit 1aber gebe keine HE Diskussionsredner klang eLtw2 folgende Überlegung
geschlossene Theorie, sondern NUur Bausteine, und selbst 1n R0 Wenn die Spannweıte der katholischen Soziallehre eın
der rage des Famıilienlohns würden alle 1Ur logisch mOg+ praktisches Zusammengehen 1in einer Parteı mIit evangeliı-

schen Christen andererseıts aber evangelıscheıchen Thesen vertreten. Wahrscheinlich gebe mehrere
Wege Z gleichen Zıel, un: Eınıgung mMI1It nıchtchrist- Christen in der SPD prominenter Stelle stünden, musse
lıchen politıschen Kräften über einen dieser Wege se1 DE doch auch eine Mitarbeit von Katholiken 1n der SPD

möglıch Se1IN.wi{ß möglıch. Dagegen sSEe1 das Problem der sozaalen Siıche-
Keıiner der deutschen soz1alistischen Diskussionsteilneh-rung schon SeIt Jahrzehnten gründlich durchdacht, und

hier herrsche in den großen Zügen Einmütigkeit, Seit IIr War allerdings bereit, weıt gehen, WwW1e die hol-
Leo I11 se1l die katholische Soziallehre prinzıpiell ınter- ändıschen Sozıalısten, die Se1It 1902 das Elternrecht auf
ventioniıstisch und gingen die Meınungen NUur über Art die Schule und damıt die Subsidiarität des staatlıchen
und Umfang der Intervention auseinander. Schulwesens anerkannt haben Moxzer). ber wi1ie ä
ebe eın „christliches Ordnungsbild der Gesellschaft“ ? SaQT, überall dort, sıch eın Ansatzpunkt für ıne
Das Gesellschaftsbild VO  3 Quadragesimo NNO könne INan Diskussion VO  S konkreten Problemen ergeben hätte,
als „funktionellen Föderalismus“ bezeichnen. ber die wurde die Gelegenheit nıcht ausgenutzt, wobei allerdings
Art und Weıse der Ausführung der „berufsständiıschen hinzuzufügen 1st; da die Erschöpfung der Teilnehmer
Ordnung“ werde aber nıchts SESART, und die Vorstellun- durch die überlangen Reftferate hre ust ZU Diskutieren,

besonders zweıten Tage, sehr vermıinderte. So hätteSCH darüber gingen weıt auseinander. Seiner Meıinung
nach habe sich die Klassengesellschaft selit dem Erlaf VO  - leicht der Eindruck entstehen können, da{fß die Katholiken
Quadragesimo NNO wesentlıch verändert. An Stelle des keine grundsätzlichen Bedenken die praktısche Po-
Bilateralismus VO  3 Arbeitgeber und Arbeitnehmer lıtık der SPD vorzubringen hätten und da{ß etwa die

„wohlabgewogene Kooperation der SÖöffentlichen undeın unorganischer Pluralismus der Interessentenverbände,
und gelte, ıh: inem organıschen Pluralismus weıter- freien Wohlfahrtspflege“, VO  3 der Protessor We1isser sprach,
7zuentwickeln. Aus der Autonomie der Sozialpartner 1n sozıialistisch verwalteten Großgemeinden auch nach
musse eine Autonomie der funktionellen Gruppen WCI- katholischer Ansıcht verwirklicht se1. Wenn das ren-

nende trotzdem nıcht verharmlost wurde, Wr das VOTLden Die christliche Sozijallehre werde 1n voller Reinheit
nıe verwirklichen SCEIN. Das sel aber kein Grund, nıcht allem auf die „Gretchenfrage“ Gundlachs die SP  O
nach immer vollkommeneren Formen suchen. Gegen „ Wıe hältst Du mit der Religion?“, zurückzuführen.
den Wıillen der Menschen lasse sıch 1ne freiheitliche Ord- Eın Diskussionsteilnehmer Kroll) emerkte dazu ıronısch,
NUung nıcht verwirklichen, darum S11 1Ne der wicht1g- Arndt und Protessor Schmid hatten auf diese rage NUur

sten Aufgaben, den vorgeschlagenen Weg gylaubhaft die Äntwort gegeben: „Die SPD 1St nıcht Faust!“ Die
machen. Durch parlamentarısche Mehrheiten könne S1e Sprecher der SPD freilich in einer schwıerıgen
nıcht aufgezwungen werden. Das schließe den politischen Lage Sıe konntgn ZWAar auf parteiamtlıche Verlaut-
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barungen und auf AÄußerungen sozialistischer Politiker können Keıine politische Parte1 kann ohne Tradition
hinweisen un damıit dartun, daß der Marxısmus keine bestehen,; denndas Vertrauen die Voraussehbarkeit der
verpflichtende Doktrin der SPD mehr 1ST Wartr Reaktion auf bestimmte Sıtuationen macht das Zusam-
schließlich auch ekannt daß keiner der VICT soz71alısti- menleben 1ı Gruppen un damıt den Bestand VO  e polı-
schen Referenten SEISLISC Prägung VO Marxısmus tischen. Partejen ErSst möglıch. Traditionen bilden sıch
erhalten hat icht ZESAST wurde aber, da{ das autf freilıch ı Laufe der eıt eliter fort, un 6S 1ST nıcht gC-
csechı sroßen Teıl der SPD Mıtglieder un -Funktionäre Sagt, da{f das differenzierende Moment aller politischen
noch durchaus zutrift Wer die Diskussion verfolgt Parteienbildung ı eiNe „Weltanschauung“ se‘
die über die scheinbar ein taktısche rage Arbeıiterpartei

Die „absoluten Werte“ der Sozzalisten 2NE Fiktion?oder Volkspartei?“ innerhal der SPD geführt wird
kann leicht teststellen, da{fß die Ideologie des Klassen- Dıiıe soz1.alistischen Reterenten München, die die Tradı-
kampfes urchaus nıcht LOL 1ST WIC Arndt Schmid und L10ON der SPD nıcht reprasentierten standen 1iMMer
die VO  e iıhnen zitierten programmatiıschen AÄußerungen dem Zwang, Aaus ihrer CISCNCN Not mMIiIt dieser TIradition
das wahrhaben wollen Die Getahr ıdeologischen 1Ne Tugend machen, sıch VO  e} der Tradition distan-
Spaltung der SPD 1STE nıcht Cein Traumgebilde, und die ZACHEN un: doch nıcht MIL iıhr brechen. ber der Beweıs,Parteiführung annn die Einheit oft NUur durch „Formel- da{fß die heute noch tortlebende marzxıstıische Tradition der
kompromisse bewahren, indem S1Ie die Begrifte SPD sich MI der Tradıtion angewandter katholischer
Arbeiter un „Volk“ jeweıls definıiert da( S1IC sıch Sozijallehre lasse, dieser Beweıs annn nıcht durch

Endergebnis decken Zu solchen Formelkompromissen das Postulat des Prımats der praktischen Entscheidungvehören aber auch die VO  3 den soz1alistischen Referenten VOT der theoretischen Begründung un dadurch über-
oft beschworenen „absoluten Werte Wenn hıer katho- flüssıg gemacht werden, daß beide die Strukturgesetzelische Diskussionsteilnehmer (Küchenhoff Leder) darauf der Demokratie bejahen. Denn die praktischen Entsche1-

drängten, dieses Absolutsein niäher definieren, stellte dungen iNnussen E1IiNECINN logischen Sınnzusammenhangsıch alsbald heraus daß damit ıcht mehr DESAQT seiNn

sollte, als da{fß diese Werte tür die Parte: unantastbar stehen, un dieser Sınnzusammenhang äßt sıch ohne
Weltanschauung nıcht herstellen Eın Beispiel INAas das

T1, un daß Diskussion, WaIum die VWerte un verdeutlichen FEınerseits verlangten die soz1alistischen
A4aus$s welchem Grunde S1C absolut N, ausgewıchen wurde Referenten CI Enteignung der Grundstoffindustrie,da MS Parteı dafür nıcht zuständıg sCc1 Arndt eLt wa „dNONYINC Mächte“ der Meinungsbildung auszuschließen,
drückte das MIL der Formel daß INan Parteı un: sıch AaMIıt als Pessimisten, die der Urteils-
keine Kınıgung über Wahrheiten ohl aber über Werte kraft des mündiıgen Staatsbürgers NS ufrauen. Sobald
erzielen könne un hierher yehört auch der VO  3 WVWeıisser Aber die Katholiken (in München durch 7 Pölnitz) die
konstrulerte Gegensatz VO  a Weltanschauungspartei und Forderungen aufstellen dem sexualkapıtalistischen Miß-

Gesinnungsparten Solange diese „absoluten Werte brauch der Freiheit VO  3 Presseun Kunst über den bloßen
Reiche der Abstraktion verbleiben, 1STt 1nNne Cr OM11Na- Jugendschutz hinaus FCDICSSIV Leibe rücken, CN-listische Eınıgung leicht denn Wer 1ISE schon SCcHCNHN Men- über Enteignung yew1ß die WECN1LSCI radıkale Maß-
schenwürde, Toleranz Freiheit un sozıale Gerechtigkeit? nahme, verwandelt sıch der sozıialıstische Pessimist sotort
Jeder Katholik wiıird Knoeringen ZUsUmMMeEN, daß Optimisten, der alles eıl VO  - Hebung der

pluralistischen Gesellscha f} oilt, die Einheit un Volksbildung (v Knoeringen) un die Verführ-
Vieltfalt mıteinander vereinbaren Während aber die barkeit des Menschen nıcht recht Für inen
Katholiken daraus die Folgerung zıehen, da{fß der Staat Marxısten besteht hier eın \W/1 derspruch, denn
die Autonomie der vorstaatlichen kulturellen Kräfte - VO  3 Umgestaltung der Produktionsverhältnisse,
WCN18 WIe möglıch eingreifen, ıhre Entfaltung vielmehr un 1U  E VO  — iıhr 1Ne zwangsläufıge Erhöhung der
um Wohle des Ganzen tatkräftig fördern Er - menschlichen Kultur Wenn in  —$ aber diese Zwangs-
licken Soz1ialismus un Liberalismus dieser Kultur- Jläufigkeit nıcht mehr annımm(.t darüber en sıch die
UTtONOMIE VOT allem die Getahr Aufspaltung der soz1ialıistischen Referenten München CIN15 sondern
Gesellschaf} feindliche un kommen VO  - VO Schutz der sıttlichen Entscheidungsfreiheit her argu-
dorther ZUT Forderung, den Bereich des Konftessionellen m  1  9 ZCEIZT sıch sofort, daß e1NE Jlogische Verknüpfung

der Kultur der Natıon möglichst einzuschränken Hıer VO  >; Repression durch den Staat hier, Duldung durch den
ZELDT sıch eben 1iNe Verschiedenheit Grundsätzlichen, Staat dort nıcht mehr möglıch 1SEt Die „ZCEMEINSAME Ge-

denen alledie auch durch die SCMEINSAME Ablehnung der kommuni- SINNUNS die SEMEINSAMEN „absoluten Werte
stischen Version des Marxısmus nıcht ausgeglichen werden pragmatischen Forderungen eNtSprıngen ollen, geraten
ann Damıt soll die polıtische Leistung der SPD ıcht damıt den Verdacht selbst ıcht mehr als 1INe Pr
verkleinert werden, sıch gegenüber dem Kommunısmus matısche Fiktion seın Dıie Überzeugung, da{ß das Miıt-
abzugrenzen un: doch JENEC Traditonswähler un Funk- bestimmungsrecht des Katholiken der SPD NUur WEeIF
LC1ONare nıcht VETSTAMECN, die marxistıs  ‚en enk- SINSC, daß den pragmatischen Unterbau Aaus MATrX1ISt1-
schema ErZOSCH worden sind Der Verzicht auf eiINeE schem Materı1al hin un wieder durch einen AUsSs Argumen-
Staats- un: Gesellschaftstheorie 1ST aber, WIC Wen- ten der katholischen Sozaiallehre errichteten Überbau VeI-

CI IM1L echt bemerkte, diıesen Umständen für die schönern dürfte, kann auf diese VWeıse nıcht ausgeraumt
SPD UT politische Notwendigkeit, weıl sie 1Ur auf diese werden
VWeıse SCWISSCH ıdeologischen Schwebezustand aut- Man kann also nıcht SagCNH, da{fß das Münchener Gespräch
rechterhalten annn Zur Technik dieses Balanceaktes DG die Fronten auflockerte und ıcht einmal daß
hören eLtwa solche VascC Formeln WIie die VO: Marxısmus Christentum un demokratischem Soz1alısmus ET -

1Ur als 1i1nNner möglichen wissenschaftlichen Methode“ die möglicht habe, sıch besser kennenzulernen dazu WwWare
dann der Praxıs Sanz verschieden ıinterpretiert werden f  i notwendiıg SCWESCH sıch Cin WECN18 öfter AaUus dem eich
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der Ideen in denAhist&>fi's'ch‘eri Be'reich. konkreter Saéfi'erit- NaraBa 1St un daß die Kirche sıchE
scheidungen. herabzubegeben, oder wenigstens die SOZ10- theologischen Irrtümern den Tod holen wird“.
Jlogische Struktur der SPD und übrigens jeder politischen
Partei, die unlösbare Verbindung VO  ; „Programm“ und Intervention “vVo  s Landesbischof Lilje
„Machtpolitik“ nıcht außer-acht lassen. Wer reilich Und 1LU  3 schreıibt Dr Lil je; der natürlıch beklagt, daß
Nnur das bescheidene, Zıel der Vermittlung persönlıcher nıemand e} der CDU-Fraktion Heiınemann sogleich 1nBekanntschaft 1m Auge hatte, wird die Tagung als ohl- einer souveranen, Von der Autorität der Sache getragenengelungen€ akademische Veranstaltung bezeichnen dürten. Antwort begegnen konnte, folgendes: „Das hervor-

ragende Kennzeichen der ede Heinemanns, das iın einer
ın HSCrET Parlamentsgeschichte Sanz seltenen ReinheıitPolitische Prophetie 1m Bundestag hervortrat, WAar iıhre achlichkeit.“ Ihre Wirkung se1 dar-
1n ZU Ausdruck gekommen, „dafß diese mitternächtliche,Was bedeutet die ede VO  —; Dr. Heinemann ? ın der Nervenkraft überanstrengte parlamentarıische Ver-

Las Echo, das der SPD-Abgeordnete Dr Gustav Heıine- sammlung zeitweılig ın betroffenem atemlosem Schweigen
INANN, Miıtglied des Rates der EKD, mıiıt seiner nächtlichen zuhörte. Und Heinemann selbst machte zugleich deutlıch,
Rede 1im Bundestag Januar 1958 ausgelöst hat, da{f(ß das, W 4a5 SagtE, nıcht AaUuUs polıtischen Zweckmäfßig-
erfordert eine sorgfältige Untersuchung. Sıe 1St notwendig keitserwägungen, sondern Aus dem Gebot seE1INes GewıI1s-
2AU5S5 politischen Gründen, um die hier ZAUT Ausdruck SCS entsprang.  * Ferner: „Das Zzweıte Merkmal dieser
kommende Wirklichkeit mi1t iıhren etwaıgen Möglichkeiten ede War iıhre christliche Ausrıchtung. Gerade ihretwegen
richtig abzuschätzen: S1e 1sSt auch notwendig Solidari- 1St Heınemann Von einıgen nachfolgenden Rednern A
tat mit den Sorgen der evangelischen Christen, miıt denen rugt worden, sıcherlich Unrecht. Das gegenwärtige
Wr in gemeinsamer Verantwortung stehen. Wır lassen deutsche Parlament hat ine unmittelbare und Sub-

stantıelle christliche Redeweise wahrscheinlich noch nıchtdabe1 selbstverständlich den Gegenstand der polıtischen
Aussprache, die Methoden un: Ziele der Außenpolitik vehört. Heinemanns Satz ‚Christus 1sSt nıcht SCHCH arl
des Bundeskanzlers, A2US dem Spiel WI1e auch die harte For- Marx, sondern für uns alle gyestorben‘, der leider!
derung Heinemanns nach seiınem Rücktritt. Dagegen MUS- noch oft zıtiert werden wird, wırd VO  =) ınem Christen
sen WIr die kirchlichen un theologischen Hintergründe 1918006 vorbehaltlos bejaht werden. Man ann ıh zew1(
erkunden, die hier in die.Politik eingebrochen sınd, ıne nıcht mit lehrhaften Hınweisen auf Taktfragen beant-
Erkundung, die weitgehend durch Meldungen der Herder- wWOrten, sondern höchstens, iındem INa  a} klar VeOeTrI-

Körrespondenz über die verschiedenen Phasen der politi- sucht, ein solcher Satz nıcht als Basıs konkreter
schen Krise iınnerhalb der EKD vorbereitet worden polıitischer Entscheidungen verwendbar 1St. Gerade
1STt (vgl b 111 über die Generalsynode VO  ; El- dieser Seite der Heinemanns  en ede wäre viel SCnM
bingerode 1952; Jhg., 760 über die Synode VO SCWESCNH, nıcht 7zuletzt seiner Verwendung der Verlaut-
Espelkamp 1953 Jhg., 403 über die lutherische barung des Weltrates der Kirchen VO)  - New Haven.“
Generalsynode 1n Weimar 1955; Jhg., 553 über das Es 1ISt dabejl nıcht erforderlich, uUullserer Prüfung der
von Dr Heinemann organisıerte Votum SCSCH diıe Wehr- Rede Heinemanns, die iım vollen Wortlaut ADa Parla-
pflicht auf der Synode von Berlin 1956 mıiıt dem - ment“ (Nr VO 29 1.58) veröffentlicht hat, auch noch
schließenden Frieden 1n Frankfurt A, M., I1 JOS 46; Vorwürtfe heranzuziehen, W 1C etwa von Bundestagspräsı-die gegenseıtige Verklagung VO  ; Heinemann und Landes- denten Dr Gerstenmaier, da{fß Heinemann „die Urangstbischof Lilje der „ T’heologie der Aufrüstung“, VOr der Vernichtung“ ausgebeutet habe, oder VO!]  w der
11 Jhg., Z29) Bundestagsabgeordneten Dr Elisabeth Schwarzhaupt, die
Da die ede von Dr Heıinemann, der 1m Grunde die 1n „Christ und Welt“ gerade den VO'  z Dr Lilje herange-auf den Generalsynoden der EKD ungelöst gebliebenen ZOgCHNCN Kernsatz, daß Christus nıcht ar] Marx
Streitfragen 1n den Bundestag hat, eine gestorben sei, besonders aNnprangert, weıl wne halbe
Bedeutung hat, zeigt nıcht nur ine Kundgebung des RNa- Wahrheit AauSSas«c un einen Mißbrauch des Evangelıumsder Evangelischen Kirche der Union VO darstelle.

Februar, ın der heißt, der Rat begrüße der Bun- Heinemanns Birchliche Thesendestagsdebatte die Tatsache, daß dort „eIn betontes
Welches sınd Nu  $ He1iınemanns kirchliche Thesen? Abge-Christuszeugnis“ laut geworden sel. Man könnte dazu

vielleicht noch SCH, dafß eben 1m Rate der EK  S die sehen Vo  _3 dem schon zıtlerten Glaubenssatz, der natur-
alten Kämpfer der Bekennenden Kiırche die Führung ha- ]ı ıne halbe Wahrheit ist: denn Christus 1St War nıcht

SCHCN den Menschen arl Marx, sondern „uch für ıhben, die sıch hınter ihren Präses stellen, W1€e sS1e die
SOgeNANNTE „politische Prophetie“ der Bekennenden gyestorben WI1e für alle Christen und alle Marxıisten, ohl
Kırche mittragen, auf die WI1r noch ZzZu sprechen kommen aber 1St GE gestorben sSe1ine gottlose W 1€e pEegCN

manche andere tromme oder säkulare Ideologie. D)as ware(vgl dazu Jetzt den Artikel „Bekennende Kırche“
uen „Staatslexikon“, Bd Sp 996 Bemerkenswer- gute Theologie der Bekennenden Kirche, die ina  z} 4U$ der
ter WAar 1ne „Anmerkung“ VO  —3 Landesbischof Dr Lilje Barmer Theologischen Erklärung belegen kann. Auch
1m „Sonntagsblatt“ (Z 58); WCNN mMa  e sıch dessen Cr- Heınemann hätte gut daran e  N, diese seine Theologie
ınnert, wie scharf Dr Lilje selinen Mitbruder 1m Rat der eindeutig vorzutragen. Dazu gehört dann auch sermin —-

EKD politisch un theologisch ablehnt CT verteidigte schließender Satz über die politische Aufgabe, iIiNan solle
sıch VOT einem Jahr den Vorwurf, triebe eine „e1In unerschütterliches Neın ZU. totalıtären System VOTI-

„ Theologie der Aufrüstung“, mIit der Gegenklage, daß binden miıt dem Ja ZUr Nachbarschaft der totalıtiär regier-
nach seiner Überzeugung „die Einheit der evangelischen ten Ostvölker“. Diıeser Satz 1St dıe Anwendung einer
Christenheit durch 8  dıe Theologie der Abrüstung auf das theologischen These, wonach der Christ ein Neın ZU Irr-
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